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M. Hodza (1878-1944) 


Zwei Zitate des csl. Ministerpräsidenten Milan Hodza: 

Zitat vom 11.11.1936: 

„ Von der Autonomie und der vollen Gleichberechtigung der Deutschen wollen 
wir in keiner Richtung sprechen. “ 

Zitat vom 19.9.1937 

„ Wir haben eine Demokratie ausgebaut, die neben der englischen und 
französischen einen neuen, besonderen Typ der Demokratie in Europa darstellt. 
Es ist die disziplinierte Demokratie, die Demokratie der geordneten Freiheit, die 
sich zur gesetzlichen und moralischen Autorität bekennt. “ 


Fundstücke: 

1. Die Hinrichtungen nach dem Heydrich-Attentat dezimierten den benesch-freundlichen Widerstand und 
führten zu einem Übergewicht der kommunistischen Kräfte, was deren Machtübernahme 1948 begünstigte. 

2. Die Slowakische Verfassung erklärt jeden Versuch der Entnationalisierung einer Minderheit zum Verbrechen 
(Kurt Glaser, Die Tschecho-Skowakei, 1961, S. 73) 

3. Rio Preisner (1925-2007), emigrierter tschechischer Dichter, bezeugt für Prag 1945 brennende 
Menschenfackeln, Tötung von Frauen und - Menschenschlangen vor den Anmeldebüros der TschKP 
(^Tschechische Kommunistische Partei; Quelle: Herget, Egerländer, 1970, S. 113). 

4. Margret Mitchell, Autorin des Romans „Von Winde verweht“, hatte sudetendeutsche Wurzeln. Ihr Vater 
stammte aus Grasseth bei Falkenau und hieß Möschl (Herget, Egerländer, 1972, S. 142). 

5. „In Österreich waren die Leute im März 1938 'trunken , im Sudetenland wirkten sie wirklich v befreit v und 
atmeten auf.“ (Helmuth Groscurth, Tagebücher eines Abwehroffiziers, Stuttgart 1970, S. 131). 
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Vom Recht 

Jedem Menschen sind gewisse Rechte von Geburt aus eigen. Er verdankt sie keinem Staat, keiner 
Partei und keinem Politiker. An oberster Stelle steht das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Es folgen die Rechte auf Gleichbehandlung und Freiheit, die u.a. wiederum zu den 
Rechten auf Selbstbestimmung und Eigentum führen. Diese Rechte sind unantastbar. Kein 
Parlament kann sie durch Mehrheitsbeschluss aufheben, genauso wenig wie man einen 
mathematischen Lehrsatz mit Stimmenmehrheit außer Kraft setzen kann. 

Im Ringen um die „Herrschaft des Rechts“ kennen wir seit John Locke und Montesquieu die 
Gewaltenteilung. Die Judikative muß sicherstellen, daß sich die vollziehende Gewalt an Recht und 
Gesetz hält und ist ihrerseits natürlich auch selbst zur Gesetzestreue verpflichtet. Im „ Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland“ steht dafür Artikel 20,3. 

Der Gedanke der Gewaltenteilung wird jedoch immer wieder durch das 
Auswahlverfahren von Richtern unterlaufen, denn in der Regel werden diese von 
den maßgeblichen Kräften eines Staates selbst berufen. Ein Richter muß daher viel 
Rückgrat haben, wenn er sich gegen deren Interessen stellen will. Nicht immer 
wird daher ein Rechtsstreit so ausgehen wie in der Anekdote vom „Alten Fritz“, der 
seinen Streit mit einem Müller dank mutiger Richter sang - und klanglos verlor. 
Fehlen solche Richter, kommt es zu Urteilen wie in Deutschland bei der 
Zurückweisung der Restitutionswünsche von Eigentümern in der früheren DDR: 

Bekanntlich argumentierte die Regierung Kohl damals in Karlsruhe damit, daß 
die Beibehaltung der Enteignungen Bedingung für die sog. Wiedervereinigung 
gewesen sei. Als Michael Gorbatschow das bestritt, äußerte der einstige Präsident 
des Bundesverfassungsgerichts und spätere Bundespräsident Roman Herzog 
höchstpersönlich: „Dann hätten wir eben eine andere Begründung gesucht!“ 

Dieser Zynismus ist verantwortungslos und für das kostbare Gut des 
Rechtsstaates verheerend. Das gilt umso mehr, als oft auch die höheren 
Gerichtsebenen die gleichen Konstruktionsfehler aufweisen wie die nationalen 


Leider scheinen die Vertriebenen unter dieser teilweisen Verluderung der 
Gerichte besonders zu leiden. Sie müssen häufig feststellen, daß für sie 
Begriffe wie faires Gerichtsverfahren und Gleichheit vor dem Gesetz oft nur 
den Wert von Sonntagsphrasen haben. Oft genug fühlen sie sich daher an 
Verse erinnert, die Friedrich Wilhelm Weber in seinem Epos 
„Dreizehnlinden“ schon 1878 verfaßte und die (in freier Nachdichtung) so 
lauten: 

Ststaßßwtq? JVem! VvtMagt die JOtäfie öie&cnfach am JOiäfC ngmichtc, 

3(vt empfangt ein JOtähemvdeil: Uh, wtaeifit, wenn ich verzichte! 


Diese Worte mußten dem auf der nächsten Seite folgenden Bericht Herbert 
Schmidls vorausgeschickt werden. Unser Landsmann beschreibt ausführlich seine enttäuschende 
Odyssee durch nationale und internationale Gerichtsinstanzen und kommt zu dem Schluß, daß man 
auch in unserem demokratischen Jahrhundert vor Rechtsverbiegungen nicht sicher ist. 



„ Ich schone niemand “! 



Roman Herzog 



Preußenkönig 
Friedrich II. 


Iustitia est constans et perpetua voluntas ius suum cuique tribuendi 

Gerechtigkeit ist der beharrliche und dauernde Wille, jedem sein Recht zu geben. 


w 


3 







WitikoBrief 4/2011 


Seite 4 


November 2011 


Im eisernen Ring der politischen und rechtlichen Quarantäne 

(von Herbert Schmidl) 

Die Vertreibung der sudetendeutschen Volksgruppe aus ihrer 
jahrhundertelangen Heimat mit der Enteignung des gesamten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens, der totalen Entrechtung 
und Verurteilung zu Zwangsarbeit war eines der größten Verbrechen 
des Jahrhunderts. Tausende von Vertreibungstoten säumen die blutigen 
Wege aus der Heimat, die nicht nach dem Kausalgesetz von Leben und 
Tod starben, sondern weil sie deutsch waren. Trotzdem wird dieses 
Kapitalverbrechen seitens des Herkunfts- als auch des 

Aufnahmelandes verdrängt und verschwiegen, so daß die 
Vertreibungsopfer bis zum heutigen Tage weder eine moralische noch 
eine materielle Würdigung oder Wiedergutmachung erfahren haben. 
Vielmehr folgt dem Genozid seitdem das Verwischen der Spuren dieser 
schwersten Deliktform. Interventionen der geschädigten Heimatvertriebenen sowohl im 
politischen als auch juristischen Bereich haben bislang keine entsprechenden 
Schutzmaßnahmen bewirkt. Die hierin zum Ausdruck gebrachte Ignoranz macht deutlich, daß die 
nach einer Totalenteignung geschädigte Volksgruppe politisch und rechtlich benachteiligt und 
diskriminiert werden darf. Es muß deshalb die Frage gestellt werden, welche Bedeutung das 
Erinnern an das Deutschen zugefügte Unrecht für die rechtliche und politische Kultur in unserem 
Lande und in der Welt noch hat. 

Beispielhaft für die Verhöhnung ihrer Rechtsstellung hinsichtlich Leben, Eigentum und 
Gleichheit vor den Gesetzen steht ein Beschwerdeverfahren vor dem Menschenrechtsausschuß 
(MRA) in Genf, das den räuberischen Entzug aller Vermögenswerte als „abgeschlossener 
Geschehensablauf 4 straflos stellte. Das Internationale Militärtribunal in Nürnberg hat 
geringere Vertreibungsmaßnahmen als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlic hk eit verurteilt sowie die schuldigen Vertreiber zum Tode verurteilt. Die UN- 
Generalversammlung hat die Nürnberger Urteile als allgemeingültig bestätigt, während der 
UN-Menschenrechtsauschuß versucht, den tschechischen Rückfall in das vorzivilisatorische 
Zeitalter der Selbst- und Lynchjustiz als nicht strafrelevant zu handhaben. Vom vorerwähnten 
Internationalen Militärtribunal angefangen bis zu internationalen Sondertribunalen oder zum 
Strafgerichtshof in Den Haag sind Schuldige an Kriegsgräueln, Massakern und Völkermorden trotz 
abgeschlossenen Geschehens- und Zeitablaufs von langen Jahren angeklagt und verurteilt 
worden. Für Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit gibt es wegen der 
Unverjährbarkeit kein abgeschlossenes Geschehen mit der Ausnahme des abgeschlossenen 
Strafvollzugs. Eine Zeitgrenze für die Verfolgbarkeit dieses Massenverbrechens gibt es nur 
als Konstrukt des MRA. Das zeigt die derzeitige Anklage gegen den ehemaligen Befehlshaber 
der bosnisch-serbischen Armee Ratko Mladic wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit 
Anfang der neunziger Jahre sowie gegen die Haupttäter der Roten Khmer für den 
Völkermord Anfang der siebziger Jahre. Bis zu der sinnwidrigen Handhabung des Rechts 
durch den MRA mit der Verneinung des Strafanspruchs der geschädigten sudetendeutschen 
Beschwerdeführer wegen eines vermeintlich abgeschlossenen Geschehensablaufs Staates war 
es unvorstellbar, daß so kraß am Recht als verbindliche Ordnung der Gemeinschaft vorbei 
geurteilt werden könnte. Justitia muß weltfremd geworden sein, wenn nicht sogar auf einem 
Auge blind. 

Dieser Versuch des MRA, die Rechtsverfolgung für die tschechischen Kapitalverbrechen an 
der sudetendeutschen Bevölkerung zu eliminieren, kollidiert im Übrigen mit der 
tschechischen Rechtspraxis selbst. 



Herbert Schmidl berichtet über 
seine Erfahrungen bei der Aus¬ 
schöpfung aller Rechtswege. 
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Gemäß der Sudetenpost vom 03. 04. 2008 sind nach den derzeit geltenden Gesetzen 
Restitutionen des vor dem 25. 02. 1948 (Regierungsübernahme durch Kommunisten) 
konfiszierten Eigentums möglich, wenn es sich um Besitz handelt, der im Rahmen des Holo¬ 
caust oder aus anderen „rassischen“ Motiven enteignet worden war. Nicht zuletzt steht der 
Versuch zur Verhinderung der Rechts Verfolgung von tschechischen Rauborgien im Gegensatz 
zu der Tatsache, daß gemäß der Sudetenpost vom 18.12.2003 von Seiten tschechischer 
Gerichte Beschwerdeführern mehrmals das Recht auf Restitution ihres Eigentums 
zugesprochen wurde. 

Mit dieser mißbräuchlichen Rechtsanwendung bestätigt der MRA im übrigen die Bedenken 
der US-Regierung hinsichtlich der dortigen Gefahr mißbräuchlicher Ausübung des Rechts. 
Gemäß F.A.Z. vom 02.04.2009 wurde dortseits kritisiert, daß der 2006 geschaffene 
Menschenrechtsrat (Träger des MRA) an den gleichen Mängeln leide, wie die vorherige 
diskreditierte Menschenrechtskommission. Diese wurde von dem vormaligen UN-General- 
sekretär Kofi Annan als ein „Forum für Menschenrechtsverletzer“ bezeichnet. Wie sehr es 
auch dem MRA an dem notwendigen Rechtsgehorsam mangelt, beweisen auch zwei 
Beschwerdeverfahren des Verfassers, und zwar Nr.1515/2006 gegen die Tschechische 
Republik wegen der diskriminierenden Nichtzulassung zum Restitutionsverfahren des 

konfiszierten Vermögens sowie die Beschwerde Nr. 
1516/2006 gegen Deutschland wegen der 
diskriminierenden Verweigerung des diplomatischen 
Schutzes gegenüber dem Vertreiberstaat. Beide 
Verfahren wurden als unzulässig zurückgewiesen. Zuvor 
wurde von einem sogenannten Sonderberichterstatter 
versucht, die Registrierung beider Verfahren (als 
Voraussetzung für eine richterliche Untersuchung) mit 
widerlegbaren Gründen zu verhindern. Diese Willkürakte 
mußten jedoch aufgrund der hiergegen erhobenen 
Widersprüche korrigiert werden. 

Das sodann folgende Besch werdeverfahren gegen die 
Tschechische Republik wurde wegen Nichterfüllung der Voraussetzungen gemäß Art. 5 Abs. 2 b des 
Fakultativprotokolls für unzulässig erklärt. 

Diese Vorschrift besagt: 

(2) Der Ausschuß prüft die Mitteilung einer Einzelperson nur, wenn er sich vergewissert 
hat,... daß die Einzelperson alle zur Verfügung stehenden imierstaatUchen 
Rechtsbehelfe erschöpft hat. Dies gilt jedoch nicht, wenn das Verfahren bei der 
Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat. 

Die innerstaatliche Auseinandersetzung begann mit dem Antrag auf Restitution am 18.02.1992 
und endete mit dem Schreiben des tschechischen Finanzministeriums vom 25.08.1998 und somit nach 
6 Vi Jahren, so daß allein der Zeitablauf die Verpflichtung zur Ausschöpfung der Rechtsbehelfe 
aufgehoben hat. Die Restitution wurde abgelehnt mit der Begründung, daß Grundvermögen nur 
tschechischen Bürgern zurückerstattet werde, die den Besitz in den Jahren 1948 bis 1989 verloren 
haben. 

Im Rahmen der rechtlichen Auseinandersetzungen mit der tschechischen Regierung wurde 
auch der Antrag auf Weiterleitung des Restitutionsantrages an das zuständige Gericht verweigert, 
woran mehrere Reklamationen nichts geändert haben. Entsprechende Bitten, zumindest die 
Anschrift dieses Gerichtes zu benennen, sind ohne Erfolg gebheben, so daß die tschechische 



Herbert Schmidl erbte drei Bauernhöfe. Hier 
ist der Grundriß eines dieser Anwesen. 
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Regierung die Entscheidung über die Vermögensrückgabe an den Beschwerdeführer bewußt 
verhindert hat. Alle Anträge und Schreiben an das tschechische Finanzministerium hinsichtlich der 
Rückgabe des konfiszierten Vermögens sowie über mögliche Rechtsbehelfe haben sodann zu der 
Mitteilung vom 25. 08.1998 geführt, daß man die weitere Korrespondenz nicht mehr beantworten 
werde. Mit dieser Verweigerung der rechtlichen Auseinandersetzung hat die tschechische 
Regierung gegen ihre Verpflichtung aus Art. 2 des Internationalen Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte verstoßen, alles zu tun, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu 
verleihen. Stattdessen schreibt der MRA in den Urteilsgründen, daß es nach seiner Auffassung die 
alleinige Pflicht des Beschwerdeführers gewesen wäre, das Gericht mit der einschlägigen 
Rechtsprechung für diesen Beschwerdefall zu identifizieren. 

Durch den nachfolgenden Gesetzestext des genannten Paktes wird der MRA jedoch der 
Rechtsumkehr überführt, weil gemäß Art. 2 Abs. 3 a und b genau das Gegenteil zutrifft, nämlich 
die Aufklärungspflicht des Staates wie folgt: 

(3) jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, a) dafür Sorge zu tragen, daß jeder, der in seinen 
in diesem Pakt anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, das Recht hat, 
eine wirksame Beschwerde einzulegen, selbst wenn die Verletzung von Personen 
begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben; b) dafür Sorge zu 
tragen, daß jeder, der eine solche Beschwerde erhebt, sein Recht durch das zuständige 
Gerichts- Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch eine andere nach den 
Rechtsvorschriften des Staates zuständige Stelle feststellen lassen kann und c) den 
gerichtlichen Rechtsschutz auszubauen. 

Durch diesen Versuch des MRA, die Auskunftspflicht des tschechischen Finanzministeriums 
zu Lasten des Beschwerdeführers zu bestreiten, kollidiert er nicht nur mit dem Gesetzesinhalt des 
Art. 2 IPbürgR, sondern zu allem Überfluß auch mit den eigenen Urteilen des MRA Nr. 
586/1994 vom 25.07.1994 und Nr. 857/1999 vom 09.08.2001, worin bestätigt wird, daß der 
Staat verpflichtet ist, dem Beschwerdeführer eine wirksame Beschwerdemöglichkeit 
einzuräumen. 

Um die Verwirrung bei der sinnwidrigen Ausübung 
der Rechtssprechung komplett zu machen hat der 
MRA übersehen, daß Rechtsbehelfe der geforderten 
Art wegen Enteignungen von Privateigentum 
gemäß dem Urteil des tschechischen 
Verfassungsgerichtes vom 29.06.2000 grundsätzlich 
nicht mehr zugelassen werden. 

Im Ergebnis läuft somit die Tätigkeit des MRA als 
Rechtsetzungsmacht auf die gegenteilige 
Verhinderung einer effektiven Rechtsanwendung 
hinaus mit dem Mangel eines beständigen Willens, 
jeder Partei des Beschwerdeverfahrens ihr Recht zu bewahren, wozu ihn die dauerhafte 
Bindung an eine rechtsstaatliche Ordnung verpflichtet hätte, die allen Menschen gemäß Art. 
26 IPbürgR gleichen Schutz gewährt. 

Auch das Urteil zum Beschwerdeverfahren Nr. 1516/2006 gegen Deutschland wegen 
Verweigerung des diplomatischen Schutzes stellt „Gruß und Referenz“ zum politischen 
Zeitgeist dar, der als moderner Geßler-Hut in Funktion tritt. Die Beschwerde wurde gemäß 
Art. 2 des zum Pakt gehörenden Fakultativprotokolls für unzulässig erklärt, obwohl dieser 
lautet: 



Heutiger Zustand eines der enteigneten Höfe 
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Art. 2. Vorbehaltlich des Artikels 1 können Einzelpersonen, die behaupten, in einem ihrer 
im Pakt niedergelegten Rechte verletzt zu sein und die alle zur Verfügung stehenden 
innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft haben, dem Ausschuß eine schriftliche 
Mitteilung zur Prüfung einreichen. 

Die Bezugnahme auf den Art.l des Paktes betrifft die Verpflichtung des Staates zur 
Anerkennung des Ausschusses. 

Die Verletzung der im Pakt niedergelegten Rechte als Berechtigung zur Beschwerdeführung 
ergibt sich aus der diskriminierenden Verweigerung des diplomatischen Schutzes der 
Bundesregierung für die sudetendeutschen Vertriebenen, der gemäß Schreiben des 
Innenministeriums vom 15.03.2002 der deutschen Bevölkerungsgruppe in Rumänien gewährt 
wurde. 

Entgegen der Urteilsfindung des MRA hat sich jedoch die Frage der Erfüllung der Pflicht zur 
Erschöpfung der Rechtsbehelfe überhaupt nicht gestellt, da die entsprechenden Nachweise 
erbracht wurden, und zwar durch das Urteil des Verwaltungsgerichtes in Köln A 28 289o/93 
vom 31.01.1995 sowie das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Münster A 221 A 2162/95 
vom 22.10.1996 mit den jeweiligen Anträgen, die Bundesregierung zur Schutzgewährung zu 
verurteilen sowie mit den jeweiligen Klagezurückweisungen. Eine Revision beim 
Bundesverwaltungsgericht wurde nicht zugelassen. Beide Urteile sowie die bereits vorhandenen 
höchstrichterlichen Urteile mit der gleichen Urteilsfindung der Ablehnung sind Beweise für die 
Ausschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe, deren Vorlage im Laufe der jahrelangen Dauer des 
Verfahrens nie angezweifelt wurde, und trotzdem Grund für den MRA war, die vermeintliche 
Nichterbringung für das Unzulässigkeitsurteil zu nutzen. Im Rahmen der zusätzlichen 
außergerichtlichen Rechtsbehelfe hat die deutsche Beschwerdegegnerin mit Schreiben vom 
12.04.1999 folgende Schutzverweigerung bestätigt: 

„Das Auswärtige Amt ist auch weiterhin nicht bereit, Ihrem Antrag zu entsprechen, von Ihnen 
vorgetragene Rechtsansprüche aufgrund von Vertreibung und entschädigungsloser 
Enteignung gegenüber der Tschechischen Republik im Wege des diplomatischen Schutzes geltend 
zu machen “. 

Eine Begründung für diese Entscheidung wurde nicht gegeben, obwohl die Vertreibung mit ihren 
Begleitumständen unter die zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts - jus cogens - fällt 
und dieser Rechtsbereich Gewißheit für Entscheidungen verlangt. 

Diese Gewißheit für die ablehnende Entscheidung wird man von der Beschwerdegegnerin nicht 
erwarten können, weil im vorliegenden Streitfall sowohl der bereicherte Vertreiberstaat als auch 
das selbstvergessene Aufnahmeland mit allen Mitteln dem Zugriff des Rechts ausweichen 
wollen. 

Als faktischen Verstoß gegen das Recht kann z.B. die für die Heimatvertriebenen schädigende 
Absprache zwischen beiden Regierungen geltend gemacht werden hinsichtlich der Aufrechnung der 
privatrechtlichen Vermögensansprüche der beraubten Vertriebenen mit etwaigen öffentlich- 
rechtlichen Reparationsansprüchen des räuberischen Vertreiberstaates. Gemäß Protokoll über die 
Koalitionsverhandlungen vom 16.01.1991 ergab sich folgendes Übereinkommen: 

Bundeskanzler Kohl hat folgende Vorgabe erteilt: „ Wenn man beispielsweise jetzt anfange, die 
Eigentumsproblematik aufzurollen, mache man einen Sack auf, den man nicht mehr schließen 
könne“. 

Hierzu ergänzte Außenminister H. D. Genscher: „ Wenn man beispielsweise gegenüber der 
CSFR Vermögensansprüche stelle, dann kämen mit Sicherheit Gegenforderungen. Er habe 
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über diese Frage offen mit seinem tschechoslowakischen Kollegen gesprochen und sei sich mit 
ihm einig gewesen, daß es das Beste sei, über beides nicht zu reden 

Vertreiber wie Aufnahmeland haben sich somit durch Unterdrückung von Wahrheiten sowie in 
der Absicht, sich rechtswidrig Vermögens vorteile zu verschaffen für das Unrecht entschieden, 
obwohl sie sich für das Recht hätten entscheiden müssen. Um tschechischen 
Reparationsforderungen aus der Besatzungszeit seit dem Jahre 1939 zu entgehen, schreckt die 
deutsche Regierung nicht vor einem Eingriff in die Eigentumsposition der durch die Vertreibung 
geschädigten Vertriebenen zurück und überschreitet bei der Ausübung des staatlichen Ermessens 
diejenigen Grenzen, die sich bei Kulturvölkern auf dem Boden übereinstimmender sittlicher 
Grundanschauungen herausgebildet haben. 

Die sinnwidrige Ausübung des Rechts des MRA bzw. der Versuch einer Rechtsumkehr wiederholt 
sich mit den vorstehenden Urteilen zum zweiten Male, nachdem zuerst versucht worden war, 
für beide Beschwerdeverfahren die Registrierung als Voraussetzung für die richterliche 
Untersuchung zu verweigern. Soll für die ohnehin gedemütigten Heimatvertriebenen das 
weite Reich der Menschenrechte verschlossen bleiben? Haben sie weniger Rechte oder sind sie 
weniger Mensch? 

Das Urteil im Beschwerdeverfahren gegen Deutschland ist im übrigen Ausdruck absoluter 
Konfusion, weil die Beschwerde wegen der Nichtausschöpfung der innerstaatlichen 
Rechtsbehelfe gemäß Art.2 des Fakultativprotokolls als unzulässig erklärt wurde, diese 
Rechtsbehelfe in Gestalt der Urteile der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Laufe des Verfahrens 
jedoch erbracht sowie als Beweisstücke anerkannt wurden. Für die Rechtsfindung muß der 
MRA deshalb daran erinnert werden, daß jedes Urteil eine gesicherte Aussage über 
Sachverhalte beinhalten muß und in einem unabtrennbar engen Zusammenhang mit dem Inhalt 
des Streitverfahrens stehen muß, sollen Fehlurteile vorstehender Art vermieden werden. 

Diese Vorgänge sind deutliche Beweise für die vorherrschende Tendenz des MRA, den eisernen 
Ring politischer und rechtlicher Quarantäne für die wehrlosen Vertreibungsopfer 
aufrechtzuerhalten, fern jeder Rechtskultur und kontinentalem Gesellschaftsstil. 

Vielleicht wird jedoch eines Tages die Fähigkeit wieder zum Tragen kommen, Wert oder Unwert 
der eigenen Handlungen zu erkennen. Dann wird man der widerlichen Entrechtung der 
Vertreibungsopfer gedenken zur Schande aller, die sie verbrochen oder auch nur geduldet 
haben! 


Konkrete Zahlen über den Wiederaufbau des Sudetenlandes 

Jeder Reisende in die Tschechische Republik freut sich über die umfassenden Baumaßnahmen 
in den ehemals sudetendeutschen Orten Böhmens. Unten folgen konkrete Zahlen, wie die 
Rekonstruktion des Marktplatzes einer einst deutschen Kleinstadt finanziert wird: 
Gesamtkosten: CZK 50,000.000,- (= EUR 2,000.000,- = 100 %) 

EU-Mittel: CZK 38,000.000,- (= EUR 1,520.000,- = 76 %) 

Eigenmittel der Stadt: CZK 12,000.000,- (= EUR 480.000,-= 24%) 


Eigentlich ist es gut, dass die Menschen unser Banken- und Währungssystem nicht 
verstehen. Würden sie es nämlich, so hätten wir eine Revolution vor morgen früh. “ 

Henry Ford 
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Bericht aus Haßfurt: 

Jahrestagung des Witikobundes 2011 in Hassfurt 


Der Witikobund hielt seine Jahrestagung 2011 am Wochenende des 1. und 2. Oktobers in Hassfurt ab. 
Damit verbunden war die Jahrestagung der Kameradenhilfe e.V., des Sozialwerkes des Witikobundes. 
Die Mehrzahl der Teilnehmer reiste schon am Nachmittag des 30. Septembers an und verbrachte den 
Vorabend in geselliger Runde bei informellen Gesprächen. Große Not hatte der Wirt mit der 
Unterbringung von Spätbuchern. Für nächstes Jahr sollte daher frühzeitig an die Zimmerreservierung 

gedacht werden. 


Der Sitzungsreigen begann am 1. Oktober um 8.30 Uhr mit der 
Tagung der „Kameradenhilfe“. Die vierzehn anwesenden 
Mitglieder beschlossen einstimmig, den Verein aufzulösen. Als 
Liquidator wurde der bisherige Vorsitzende, Kam. F. Volk, 
gewählt. 

Die Jahreshauptversammlung des Witikobundes folgte um 9.15 
Uhr unter Vorsitz von Roland Schnürch. Zu Beginn wurde ein 
aufmunterndes Lied angestimmt. Bei der nachfolgenden 
Begrüßung freute sich der Vorsitzende besonders über die 
des wiedererstandenen Ortskreises München. Es folgten die 
Erwähnt wurden die Teilnahme des Vorsitzenden an der 



Jahrestreffen 2011 
Blick in den Konferenzraum 


Anwesenheit einiger Mitglieder 
Totenehrung und die Jahresberichte. 

Besprechung vor der Pragreise MP. Seehofers sowie der Auftritt des Bundes beim Sudetendeutschen 
Tag in Augsburg. Der Kassenbericht sorgte für Zufriedenheit, da er ein besseres Ergebnis als im 
Vorjahr aus wies. Maßgebend dafür waren äußerste Sparsamkeit und ein erfreulich hohes 
Spendenaufkommen, was von der Versammlung dankbar anerkannt wurde. Der Versammlung lagen 
drei Anträge vor. Im ersten ging es um eine verbindliche Terminierung des Jahrestreffens für jeweils 
das zweite Oktoberwochenende, der aber abgelehnt wurde. Immerhin sagte der Vorstand zu, nach 
Möglichkeit stets einen Oktobertermin zu berücksichtigen. Die beiden anderen Anträge wurden auf 
Sonntag vertagt, für den ad hoc die Fortsetzung der Tagung beschlossen wurde. 


Am Samstagnachmittag hielt Diplom-Medien wirt Ingolf Gott stein 
einen zukunftsweisenden Vortrag über die Möglichkeiten des 
Internets. Der Witikobund wird sich bei seiner Selbstdarstellung 
künftig verstärkt des Internets bedienen. Als Überraschungsgast 
erschien um 17.00 Uhr Jan Sinagl, einer der Gründer der SL- 
Böhmen. Er berichtete von seiner schwierigen Arbeit in Böhmen 
und wies auf einige Missstände in der tschechischen 
Führungsschicht hin. 

Das Sonntagsprogramm begann mit der Würdigung Ferdinand Porsches zu dessen 60. Todestag. F. 
Volk leitete seinen Lichtbildervortrag mit Hinweisen auf den hohen Industrialisierungsgrad des 
Sudetenlandes ein, der die Grundlage für mannigfache technische Leistungen war. Dargestellt wurde 
auch Porsches Zusammenarbeit mit Hans Ledwinka, dem genialen Schöpfer der Marke Tatra. Da in 
Wolfsburg während des Krieges Fremdarbeiter in großer Zahl beschäftigt waren, konnte zum Schluß 
auch die Zwangsarbeiterfrage etwas beleuchtet werden. Im Rest des Vormittags wurde die 
Jahreshauptversammlung vom Vortag fortgesetzt. Dabei wurde ein Antrag auf Änderung von 
Untertitel und Impressum der Vereinszeitung gebilligt (siehe diese!). Abschließend ging es um 
mehrere Anfragen und um den Verbleib des Archivs. Zwei Kameraden des Münchner Ortskreises 
werden sich um letzteres kümmern. 



Nachdem der Vorsitzende die Tagung zusammenfassend gewürdigt hatte, wurde sie mit dem 
Absingen der Nationalhymne geschlossen. 
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Auf ein Wort: 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Ich erinnere mich noch gerne an das Jahrestreffen 2011 in Haßfurt. Erfreulich 
war die gegenüber 2010 etwas gestiegene Teilnehmerzahl, die im nächsten Jahr 
hoffentlich noch weiter zunimmt. 

Aus der Mitgliedschaft kam der Antrag, den früheren Untertitel des Witikobriefes 
„ Unabhängig-Rechtswahrend-Staatstragend “ wieder aufzugreifen. Dem Antrag 
wurde stattgegeben und zusätzlich beschlossen, daß unser Bund im Impressum 
als „ Gemeinschaft nationaler Gesinnung “ bezeichnet wird. 

In diesen Änderungen sollten wir eine Antwort auf die Plan- und Kopflosigkeit 
unserer Zeit sehen. Ein verwilderter Finanzkapitalismus hat das Land an den 
Rand der Unregierbarkeit gebracht. Die einzige Konstante im politischen 
Getriebe scheint nur noch die Prinzipienlosigkeit zu sein. Symptomatisch dafür ist das Erscheinen der 
sog. Piratenpartei: Kein Programm, kein Profil, keine Ahnung. Dieses Chaos ist aber 
selbstverschuldet. Haben sich nicht auch deutsche Regierungen und Parteien vielfach über Recht, 
Gesetz, Verträge oder ganz einfach nur über den menschlichen Anstand hinweggesetzt? 

Der Witikobund ist nach wie vor der Überzeugung, daß er wichtige Lösungswege für die 
gegenwärtigen Herausforderungen aufzeigen kann. Wirtschaftliches Gedeihen und friedliches 
Zusammenleben verlangen Achtung vor dem Recht. Daher kehren wir den Begriff „rechtswahrend“ 
hervor. Viele Fragen des Alltags lassen sich leichter im nationalen Rahmen lösen. Daher erinnern wir 
an die nationale Komponente. 

Liebe Kameradinnen und Kameraden, der Witikobund verfügt nur über schwache Kräfte. Diese wird 
er aber gerne und geduldig einsetzen, um immer wieder Schneisen durch das Dickicht aus Unwissen 
und Boshaftigkeit zu schlagen. Laßt uns bitte, wie bisher, gemeinsam für dieses Ziel wirken! 

Euer Roland Schnür ch, 1. Vors. 



Roland Schnürch 


Der Witikobriefim Urteil der i2 Jungen Freiheit“ 

Die Wochenzeitung „Junge Freiheit“ veröffentlichte am 26. August 2011 eine Übersicht über die wichtigsten 
Vertriebenenzeitungen (Verfasser Bernhard Knapstein). Im Zentmm steht dabei die „Preußische Allgemeine 
Zeitung“, die sich nicht auf heimatkundliche Themen beschränkt, sondern einen allgemeinpolitischen Anspruch 
mit Berichten, Kommentaren und Analysen erhebt. Die Sudetendeutsche Zeitung wird demgegenüber als 
„reines Heimatorgan“ bewertet, da es auf diese Facetten verzichtet und „stark landsmannschaftlich“ orientiert 
ist. „Politische Tiefenwirkung in sudetendeutscher Sache 66 wird hingegen „eher 66 dem „bdv-unabhängigen“ 
Witikobrief zuerkannt. Richtigerweise bemerkt die Junge Freiheit allerdings auch, daß der Witikobrief unter 
den bewerteten Blättern das auflagenschwächste ist. Aber für solche Fälle hält, wie die Redaktion meint, der 
Volksmund das Sprichwort „Klein aber fein“ bereit. 

Bedauerlicherweise wurde die „Sudetenpost“ nicht untersucht, was sicherlich mit dem Erscheinungsort 
Linz/Österreich zusammenhängt. Sie kann aber in jeder Beziehung mit den besprochenen Organen mithalten 
und wird in Deutschland außerordentlich gern gelesen. 

Fagan fordert von Karlsbad 10 Mrd Kronen! 

Tschechen legen großen Wert auf die juristische Identität früherer deutscher Firmen und Kommunen mit den 
heutigen, von Tschechen beherrschten Gebilden. Das war ihr Hauptargument beim Streit um den Egerer 
Stadtwald oder bei gewissen Markenrechten. Jetzt hat, wie das „Wirtschaftsblatt“ vom 4.11. meldete, der 
amerikanische Jurist Edward Fagan den Spieß umgedreht und für eine Reihe seiner (meist jüdischen) Klienten 
von Karlovy Vary (Karlsbad) die Rückzahlung von Anleihen aus dem Jahre 1924 verlangt. Die geforderte 
Summe betrage samt Zins und Zinseszins 401 Mio. Euro (10 Mrd. Kronen). Das Finanzministerium gab bekannt, 
dass diese Forderungen seit Jahrzehnten verjährt seien. Auch sei Karlsbad heute nicht mehr dasselbe 
Rechtssubjekt wie 1924. Alle Städte und Gemeinden hätten in der kommunistischen Ära ihre 
Rechtssubjektivität verloren. 

Frage: Wieso wusste die Stadt Cheb (Eger) beim Streit um den Egerer Stadtwald davon nichts? 
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Die Ohnmacht der Vertriebenen 

Zuerst hat es die Schlesier erwischt, dann die Sudetendeutschen. Die Schlesier unterwarfen sich im 
vergangenen Sommer vor ihrem Deutschlandtreffen in Hannover einer Mediencampagne und trennten 
sich von ihrer Nachwuchsorganisation (siehe Witikobrief 3/2011). Die Sudetendeutschen gerieten im 
Juli 2011 in eine ähnliche Situation und ließen sich zu einem unfreundlichen Akt gegen die 
Burschenschaftliche Gemeinschaft (BG), einem Zusammenschluß von 45 deutschen und 
österreichischen studentischen Verbindungen, verleiten. 

Diese planten für Juli 2011 einen Festkommers im Adalbert-Stifter-Saal des Sudetendeutschen Hauses 
und hatten im Mai 2011 mit der Sudetendeutschen Stiftung einen Mietvertrag abgeschlossen. Als aber 
der bayrische Landtagsabgeordnete Sepp Dürr (Die Grünen) Ende Juni eine Parlamentsanfrage 
einbrachte, ob der aus öffentlichen Mitteln bezuschusste Saal eventuell 
„rechtsradikalen“ Aktivitäten dienen könnte, schritt Franz Pany, der Vorsitzende der 
Stiftung, unverzüglich zur Kündigung des Mietvertrages. Zusätzlich erklärte er, daß 
Räumlichkeiten nur zur Verfügung stehen, wenn der Mieter deutlich mache, dass die 
Veranstaltung keine diskriminierenden, antisemitischen, rassistischen oder 
antidemokratischen Inhalte habe. Die BG verzichtete auf juristische Gegenwehr und 
suchte sich ein anderes Lokal in Pasing. Um Gegendemonstrationen zu vermeiden, 
sammelte man sich dezentral an verschiedenen Verbindungshäusern und legte das 
letzte Stück des Weges mit Omnibussen zurück. Alles geschah unter Polizeischutz. 

Aufgebauschte Berichte 

Der Anlaß für Sepp Dürrs Parlamentsanfrage war eigentlich ein Nicht-Ereignis. Hier die Erläuterung: 
Vom 16. bis 19. Juni fand in Eisenach der Deutsche Burschenschaftstag statt. Im Vorfeld hatte ein 
Mitgliedsbund einen Antrag zur Präzisierung der Aufnahmekriterien in die Burschenschaft gestellt. 
Dieser wurde aber schon im Vorfeld von der Antragskommission als satzungswidrig verworfen. Was 
nun folgte, könnte dem „Handbuch für den kleinen Demagogen“ entnommen sein: Man bekommt 
Wind von irgendeiner Sache und erregt sich über Ansichten, die nie geäußert wurden und wenn man 
das Spiel energisch genug vorantreibt, muß sich der Gegner bald für Sätze rechtfertigen, die er nie 
gesagt hat! So lief es im Falle der Burschenschaften ab. 

Schade, daß Lm. Franz Pany diese Masche nicht 
durchschaute. So kündigte er in der Manier einer 
Vollbremsung den Mietvertrag, um die SL aus der 
Schußlinie zu nehmen und unfaire Diskussionen 
zu vermeiden. Vielleicht fürchtete er auch den 
Entzug staatlicher Mittel. Für Anhänger und 
Außenstehende entstand aber der Eindruck, der SL 
mangele es bereits an geistiger Kraft für eine 
selbstbewusste intellektuelle Auseinandersetzung. 

Nichts müsste die Landsmannschaft aber weniger 
fürchten als das, denn sie vertritt eine 
Volksgruppe, der unsägliches Unrecht zugefügt 
wurde und die sich vor niemandem wegducken 
muß. Ihr Leid ist millionenfach bezeugt und kann 
nicht mit billigem Halbwissen aus der Welt 
geschafft werden. Die Landsmannschaft sollte daher weiter um ein freundschaftliches Verhältnis zu 
den Burschenschaften bemüht sein, und zwar aus durchaus eigennützigen Gründen. 



Feier in Klosterneuburg 2011: VdSt. Sudetia Wien & München, 
Sudetendeutsche akademische Damengilde EDDA zu Wien (l.y.) 
und Pennale Mädchenschaft Sigrid zu Wien (r.v.). 



Sepp Dürr 
(Die Grünen) 
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Das Interesse der Landsmannschaft 

Der SL-Sprecher Bernd Posselt hat kürzlich dazu aufgerufen, jungen Sudetendeutschen mehr 
Verantwort zu übertragen. Wenn dem aber so sein soll, verbietet sich eine Abschottung gegen die 
Burschenschaften, die ein wichtiges Nachwuchsreservoir sind. Immerhin haben zehn der im BG 
organisierten Hochschul-Verbindungen ihre Wurzeln in den Vertreibungsgebieten und berücksichtigen 
das auch in ihrer Erziehungsarbeit. Genannt seien nur die Herkunftsorte Breslau, Prag, Brünn und 
Teplitz. Einige dieser Burschenschaften reisen regelmäßig dorthin, um die Erinnerung an ihre 
Tradition wach zu halten. So überrascht es auch nicht, daß beispielsweise am Haus der „Elektra 
Teplitz“ die sudetendeutsche Fahne weht. Da sollte man es auch aushalten können, wenn junge 
Menschen möglicherweise einmal eine klare und wahre Sprache bevorzugen. Die Alternative ist das 
Austrocknen der Strukturen, ein Weg, den leider auch die oben erwähnte Landsmannschaft der 
Schlesier beschritten hat. 




Anzumerken ist aber folgendes: Was nationalbewusste Gruppen jetzt erleben, 
hat etwas zu tun mit der Welttendenz vom Partikularen zum Globalen. 
Urburschenschaft 1815 Groß Strukturen hassen Konkurrenz und schreiten zur (freundlichen oder 

Denkmal in Jena feindlichen) Übernahme kleinerer Einheiten. Rudolf Hilferding, Ökonom und 

Reichsfinanzminister in der Weimarer Zeit, hat das schon vor 100 Jahren für den Geldsektor 
konkretisiert. Er schrieb, daß Kontrolle und Stabilität des nationalen Geldes den eingrenzbaren 
nationalen Markt erfordern. Die anonyme und übernationale Finanzmacht betrachte die 
Nationalstaaten aber nur als Hindernisse für ihre Geschäfte und erstrebe deren 
Zerschlagung. Dies ist ihnen dank der Blindheit weiter Kreise Europas inzwischen 
weitgehend gelungen. Vermutlich wissen die Feinde des Nationalen gar nicht, 
wessen Geschäfte sie eigentlich betreiben. 


Das Interesse aller 

Es ist nicht mehr nötig, die Verdienste der Burschenschaften um die 
Demokratisierung in Deutschland hervorzuheben, den Begriff Kulturnation zu 
erklären oder das Verhältnis der Burschenschaften zum Nationalsozialismus 
zu erläutern. Betont sei nur, daß sich Nation und Demokratie nicht 
ausschließen, wie schon Willi Brand wusste und ein Blick über die Grenzen 
unseres Vaterlandes zeigt. 


Schade, daß auch führende Männer unserer Volksgruppe diesen Gefahren so 
unsensibel gegenüberstehen. 


Rudolf Hilferding 


Die wirtschaftliche Eingliederung der Vertriebenen 

In den Ruhr-Economic-Papers erschien im Juli 2011 eine Studie über die wirtschaftliche Integration der 
Vertriebenen. Grundlage dafür war der Mikrozensus von 1971. Danach lagen die Einkommen der Vertriebenen 
selbst 25 Jahre nach ihrer Ankunft in Westdeutschland durchschnittlich rund fünf Prozent unter denen der 
Nichtvertriebenen. Bedenklich ist, daß dieser Unterschied auch noch in der zweiten Vertriebenengeneration 
bestand. Die Autoren der Studie (Bauer/Braun/Kvasnicka) meinen daher, daß die deutsche Eingliederungspolitik 
(Lastenausgleich!) ihr Ziel nur unvollkommen erreicht habe, zumal die Konjunktur während der Eingliederung 
blühte („Wirtschaftwunder“) und weder Sprachbarrieren, noch Ausbildungsunterschiede vorhanden waren. 

Da die Erhebung nur die Vertriebenen östlich der Oder-Neiße-Linie berücksichtigt, können Sudetendeutsche 
spekulieren, wie ihr Status nach der Vertreibung war. Vermutlich hatten sie es noch schwerer zu den 
Nichtvertriebenen aufzuschließen, weil sie beruflich schon in der CSR stark benachteiligt waren und selbst nach 
dem „Anschluß“ bei der Besetzung gehobener Stellen oft hinter „Reichsdeutschen“ zurückstehen mußten. 

Kriegs Veteranen sehen dabei Parallelen zur Lage der Sudetendeutschen in der deutschen Wehrmacht. Als sie 
1939 zu den Waffen gerufen wurden, blieb für sie oft nur der Platz im Schützengraben. (F.V.) 
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Dr. Rudolf Hilf (t): 

Falsche Weichenstellung 

(Zusammenfassung von F. Volk) 


Der bayerische Ministerpräsident, Dr. Max Streibl, Schirmherr der Sudetendeutschen, bat 1991 den 
bekannten österreichischen Völkerrechtler, Univ. Prof Felix Ermacora, um ein Gutachten zur Frage 
der vertriebenen Sudetendeutschen. Ermacora, der über den Schutz der Menschenrechte in Europa, 
Südafrika, Südtirol und Afghanistan gearbeitet hatte, vertrat die Auffassung, dass die Vertreibung und 
Totalenteignung der Sudeten- und Karpathendeutschen ein Genozid, d.h. ein Völkermord gewesen sei. 
Max Streibl hielt das für einen unzulässigen Vergleich mit den jüdischen Nazi-Opfern und forderte 
von Ermacora, den Begriff zurückzunehmen. Dieser lehnte es aus Gewissensgründen ab. Das 
Gutachten wurde daher „schubladisiert“. Immerhin konnten der damalige Sprecher der 
Sudetendeutschen, Franz Neubauer, und der Verleger Dr. Herbert Fleißner 1992 das Gutachten in 
Buchform veröffentlichen. 


Die Genozid-Klage unterblieb 

Fünfzehn Jahre später beantragte Roland Schnürch in der XIII. Bundesversammlung, unverzüglich 
eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung einer Klage wegen des strafbaren Tatbestandes des Genozids 
einzusetzen. Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe sollten bis Ende des Jahres 2005 vorliegen. Die 
Klage wurde niemals erhoben, weder von der Landsmannschaft; noch vom Schirmland Bayern. Einige 
hielten sie für aussichtslos, weil die Vertreibung vor der Verabschiedung der Genozid-Konvention der 
UN erfolgte, was jedoch unsinnig ist, weil damit auch den jüdischen Forderungen die 
Rechtsgrundlage fehlte. 

Als das Europäische Parlament im April 1999 von Tschechien forderte, alle Gesetze und Dekrete 
fallen zu lassen, die mit der Totalentrechtung der Sudetendeutschen Zusammenhängen, lehnten 
Regierung und Parlament der Tschechen ab - und Deutschland schwieg. 

Inzwischen zeigten sich die Folgen in der Kosovo-Frage. Einer der beiden Ministerpräsidenten der 
kroatischen Teilrepubliken von Bosnien-Hercegovina, Haris Silajdiic, äußerte auf dem Weg zur 
Bosnienkonferenz von Dayton, aus den Entwürfen der Abschlußerklärung lasse sich vor allem eine 
Botschaft herauslesen: "Völkermord funktioniert." 

Bürgerinitiative 

In den 90er-Jahren bildeten 67 tschechische und 38 sudetendeutsche Persönlichkeiten die 
Bürgerinitiative „Versöhnung 95“. Vorausgegangen war ein Briefwechsel zwischen Bohumil 

Dolezal und Rudolf Hilf. Zu ihren Zielen gehörte auch die Rückkehr in die 
Heimat auf der Grundlage der Gleichberechtigung. Das Echo in Deutschland 
war positiv, in der CR. überwiegend negativ, ja teilweise hysterisch. Vier 
Wochen lang war das Dokument Gegenstand einer intensiven Diskussion in 
Presse, Rundfunk und Fernsehen. Die Kritik richtete sich weniger gegen 
einzelne Formulierungen des Textes, sondern vor allem gegen die 
tschechischen Unterzeichner, denen man vorwarf, der offiziellen Politik in den 
Rücken zu fallen. B. Dolezal vermißte bei den Tschechen die Bereitschaft zur 
„Selbstquälung“, die aber Vorraussetzung sei für eine fortschreitende 
Verbesserung der Welt. 

Die Preisgabe der sudetendeutschen Forderungen 

Als in der Mitte der 90er des vorigen Jahrhunderts über die Deutsch-Tschechische Deklaration 
verhandelt wurde, fand in Wien ein Gespräch von Experten beider Seiten statt. Dabei drohte die 
tschechische Seite, das Problem der individuellen Entschädigung der jüdischen Opfer in die Hand zu 
nehmen, wenn die Bundesrepublik die Rechte der Sudetendeutschen vertreten würden. So 
verzichteten die Deutschen aus Angst vor Parallelforderungen anderer osteuropäischer Staaten auf die 
Vertretung sudetendeutscher Interessen. 
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Die Deutsch-tschechische Deklaration 

In der Deutsch-tschechische Erklärung schlug sich dieser Verzicht in Punkt vier nieder. Er soll der 
Schlußstrich unter dem Recht der Sudetendeutschen sein und lautet: 

„Beide Seiten erklären deshalb, daß sie ihre Beziehungen nicht mit aus der Vergangenheit 
herrührenden politischen und rechtlichen Fragen belasten werden." 

Dabei hat die SL-Führung übersehen, daß hier wahrscheinlich die Anerkennung eines Genozids 
vorliegt, was nach Völkerrecht (ius cogens) und deutschem Strafrecht verboten ist. Die 
sudetendeutsche Seite sollte das von internationalen Experten und ggf. vor dem 
Bundesverfassungsgericht prüfen lassen. 

Die Sudetendeutschen sind Opfer eines unwürdigen Handels. Eingetauscht wurde nur ein 
Scheinfriede, der meilenweit von einer wahren Pax Bohemica entfernt ist. Er wird die moralische 
Deformation der tschechischen Gesellschaft zementieren. Überdies kann die stillschweigende 
Hinnahme von Unrecht und Unwahrheit als Zustimmung gewertet werden. 


Damber regen die sich aufl 

In Prag wurde am 11.August 2011 eine Schwulenparade veranstaltet. Aus der Umgebung des tschechischen 
Staatspräsidenten Klaus war das Wort „abartige Mitbürger“ zu vernehmen. Klaus selbst war „alles andere als 
stolz“ auf diese „Aktion“. Prompt protestierten dreizehn in Prag akkreditierte Botschafter, darunter der deutsche, 
in einem Protestbrief an V. Klaus gegen vermutete Intoleranz. Ein sudetendeutscher Landsmann hat dazu in 
einem Leserbrief an die LAZ geäußert, daß er sich wichtigere Anlässe für Botschafter-Briefe denken könne, so 
beispielsweise die Verletzung der Menschenrechte durch die Vertreibung. 


Bernd Posselts parlamentarische Arbeit 

(von F.Volk) 

Das Pflichtbewusstsein mancher Parlamentarier ist leider etwas 
unterentwickelt. Das gilt auch für Europa-Abgeordnete. Traurige 
Berühmtheit erhielt in dieser Legislaturperiode Frau Sylvana Koch- 
Mehrin (FDP), denn sie „glänzte“ bisher bei allen bisherigen 
Sitzungen des EU-Petitionsausschusses, dem sie angehört, durch 
„Abwesenheit“ (Tacitus, Ann. 3,76). Sehr peinliche Szenen zeigte 
weiter das Fernsehen von EU-Abgeordneten, die sich morgens noch 
schnell durch Unterschrift ihr Sitzungsgeld sicherten (304 Euro!) 
und dann eiligst die Heimreise ins Wochenende antraten. 

Ins Gerede gekommen ist neuerdings auch MdEP Bernd Posselt, 
der Sprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft. Auch ihm 
werden viele Fehlzeiten in Straßburg und sogar völlige Abwesenheit in Brüssel vorgeworfen. 
Dabei weiß man, daß man vor allem in Brüssel, am Sitz der Kommission, wirksam auf die 
Gesetzgebung Einfluß nehmen und wichtige Leute treffen kann. Dennoch steht Posselts 
Brüsseler Büro leer und sein Telefon gibt rund um die Uhr nur das Belegtzeichen von sich. 
Die Erklärung des CSU-Politikers dafür lautet: Er kümmere sich lieber um seinen Wahlkreis 
als sich in irgendeinem Ausschuß den Vortrag eines unbedeutenden Ministers eines 
Schwellenlandes anzuhören. Abgesehen vom etwas populistischen Unterton dieser Antwort, 
scheint Posselt bisweilen zu vergessen, daß er vor allem wegen seiner Möglichkeiten zur 
Lobbyarbeit auf EU-Ebene zum SL-Sprecher gewählt wurde. Wie können wir aber von der 
Welt Verständnis für unsere Ziele erwarten, wenn unser höchster Repräsentant die besten 
Gelegenheiten dafür ausläßt? Oder gibt es mittlerweile ein Missverständnis über 
Schwerpunkte und Intensität landsmannschaftlicher Arbeit? 

Den Sudetendeutschen bleibt allerdings eine kleine Hoffnung. Ihr Sprecher absolviert 
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gerade ein Linguistik-Studium mit Schwerpunkt Latein und gehört einem Doktoranden- 
Kolleg der Ludwig-Maximilian-Universität München an. Sein Thema ist „Die 
Schedelsche Weltchronik - Konzeption und Kompilation einer illustrierten Weltgeschichte 

der frühen Neuzeit“. Zu diesem Thema hielt er im 
September 2011 sogar beim Züricher 

Mediävistenkongress einen Vortrag. Vielleicht werden 
sudetendeutsche Fragen wieder mehr in den Mittelpunkt 
seiner Arbeit rücken, wenn die Promotion 
abgeschlossen ist. 

Bis dahin werden die Sudetendeutschen wahrscheinlich 
das tun, was sie am besten können: Warten. Das ist ihre 
Stärke, und es wird ihnen diesmal besonders leicht 
fallen, denn es geschieht ja im Dienste eines großen 
wissenschaftlichen Zieles. 



Weltkarte aus der 1493 in Nürnberg 
erstellten Schedelschen Weltchronik 


Bernd Posselts Mut 

Bernd Posselt, Sprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft, gehört auch dem Bundesvorstand 
der Paneuropa-Union Deutschland an. Diese ist laut Bamberger Programm von 1996 „ den politischen 
Ideen und Idealen ihres Gründers Richard Coudenhove-Kalergie treu verbunden. “ 

Nun können wir aber einige dieser „Ideen und Ideale 44 in dem 1971 gedruckten Buche 
„Weltmacht Europa 44 des Gründers nachlesen: 

„Ebenso wie Europa eine Kulturgemeinschaft ist, ist es auch eine Blutsgemeinschaft. Es 
ist Zeit, dass Europa sich endlich auf die Zukunft seiner großen Rasse besinnt, dass 
diese europäische Nation sich einigt, um den großen Aufgaben gewachsen zu sein, die 
ihr Vorbehalten sind. “ 

Der arglose Leser hält erschrocken inne. Wird da nicht ein europäischer Rassismus 
angedeutet? Woher nimmt der SL-Sprecher den Mut, sich zu solchen „Ideen und 
Idealen “ zu bekennen? Ist er in Gefahr, von antifaschistischen Kreisen angegriffen zu werden? 

Es kann aber Entwarnung gegeben werden, denn die Paneuropa-Bewegung ist unverdächtig. Sie 
wurde im Nationalsozialismus verboten und zählte zu ihren Mitgliedern Einstein, de Gaulle, Adenauer 
und Otto von Habsburg. 

(Quelle: Neue Ordnung, Graz, Heft I 2011, Seite 4, gefunden und mitgeteilt von Alf Torsten Werner, Senator des 
Witikobundes). 



Coudenhove- 

Calergi 


Posselts Suche nach Wahrheit 

Der SL-Kreisverband Waldeck-Frankenberg (Nordhessen) veranstaltete am 30. Oktober 2011 seinen 
Tag der Heimat (TdH). Festredner war SL-Sprecher Bernd Posselt. Kreisobmann Manfred Kreuzer 
bezog sich bei seiner Einführung auf das bundesweite Motto des TdH „ Wahrheit und Dialog - 
Schlüssel zur Verständigung“ und kritisierte das Verhältnis der VertreiberStaaten zur Wahrheit: „Es 
gibt nur eine Wahrheit, es sei denn, man will die Geschichte verfälschen .... “ Festredner Posselt setzte 
aber andere Akzente und äußerte: „Kein Mensch kennt die volle Wahrheit, und deshalb ist es immer 
schwer, um Wahrheit zu ringen“. Man müsse versuchen, sich „... im Dialog der Wahrheit 
anzunähern. “ Nur so entstehe nach Posselts Überzeugung ein friedlich vereintes Europa der Vielfalt, 
das mit Staaten wie China, Russland oder den USA in einer Liga spielen könne. Unbekannt blieb, ob 
viele der Zuhörer Posselts Auffassung von Wahrheit teilten oder gar mit den genannten Großmächten 
„ in einer Liga spielen “ möchten. (F.V. nach: Waldeckische Landeszeitung, 31.10.11) 


fßitte die Meimaeite dea WUißeßundea OeadUea! 

www.witikobund.de 
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Ausgerechnet Berand 


Die Kollekte bei der Hl. Messe am 62. Sudetendeutschen Tag in Augsburg 2011 war für einen 
neuen Kindergarten der tschechischen Katholiken in Pilsen bestimmt. Es kamen knapp 6.000 
Euro zusammen, die der Pilsener Bischof, Monsignore Frantisek Radkovsky, kürzlich in 
Empfang nahm. Die Sudetendeutsche Zeitung berichtete darüber am 7. Oktober 2011 auf 
Seite 1 unter Beifügung eines hübschen Bildes. Die Leser erfuhren dabei auch, daß der 
beschenkte Kindergarten den Namen „Kardinal-Beran-Kindergarten“ trägt. Das erscheint 
berechtigt, weil Josef Beran ein gebürtiger Pilsner ist. Weniger gut empfinden das aber viele 
Sudetendeutsche, die sich noch an Msgr. Berans Wirken von 1945 bis 1948 erinnern können. 
Beran war 1938 Regens des Prager Priesterseminars und wurde während des Krieges im KZ 
Dachau festgehalten. 1946 erhielt er die Würde des Erzbischofs von Prag. In diesem Amte 
ließ er leider eine Reihe von Bischofs-Tugenden vermissen 

So rechtfertigte er am 25.3.1947 in einem Interview mit der 
Schweizer Zeitung "Die Tat" die Vertreibung der 
Sudetendeutschen als "imperative Notwendigkeit". Auch die 
Enteignung verteidigte er in Form einer rhetorischen Frage: 
"Soll deutsches bewegliches Eigentum freigegeben werden, um 
in mühseligen Verhandlungen wieder gefordert zu werden?". 
(Das unbewegliche Eigentum wird erst gar nicht erwähnt!). 
Grausamkeiten räumt er ein, doch hielt er sie nicht für das 
Ergebnis planmäßigen Vorgehens. Fast noch krasser äußerte er 
sich drei Monate später am Marktplatz von Pilsen: „Gott sei 
Dank ist es uns gelungen, unser Land von den Deutschen zu 
reinigen, und ich glaube, daß es auch in Zukunft so gut sein 
wird.“ (Lidova demokrace, 11.6.1947). Schließlich feierte Beran 1948 den Amtsantritt der 
kommunistischen Regierung Gottwald im Veitsdom mit einem Te Deum (Glaser, Die 
Tschechoslowakei, 1964, S. 184)! 



Kardinalswappen Josef Berans 


Beran war in der tschechischen Priesterschaft leider kein Einzelfall. So gehörten mehrere 
katholische Würdenträger sogar der Londoner Exilregierung Beneschs an. Msgr. Dr. Jan 
Schramek bekleidete für sechs Jahre das Amt des Ministerpräsideten und Msgr. P. Hala war 
Postminister. Dem Kabinet gehörte auch Msgr. Stehlik an. Nach dem Kriege war Schramek 
bis 1948 stellvertretender Ministerpräsident. Im Wahlkampf 1946 betonte er, daß es seine 
R egierung war, die „ die Austreibung der Deutschen vorbereitet hat und niemand anderer “. 

Da Dr. Schramek vor seinem Londoner Exil Professor der Moraltheologie am 
Priesterseminar in Brünn war, trägt er an der falschen Bewertung der 
Vertreibung besondere Schuld, denn viele tschechische Chauvinisten 
beriefen sich auf seine Autorität in Sachen christlicher Sittenlehre. Den 
Gipfel der deutschfeindlichen Priesteragitation erklomm schließlich Msgr. 
Stasik, der laut Lidova demokrace vom 24. 6. 1945 feststellte: „Die 
Deutschen sind schlecht und das Gebot der Nächstenliebe gilt für sie nicht. “ 
Leider ist nicht bekannt, ob sich Kardinal Beran von dieser Aussage jemals 
distanziert hat, wie es überhaupt beschämend für die tschechischen Katholiken ist, daß das 
Vertreibungsverbrechen zuerst von den Sozialisten und nicht von den Christen bedauert 
wurde. 


1 


Dr. Jan Sramek 
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Blick in die Vergangenheit 

Der tschechische Katholizismus fiel schon früher bisweilen durch einen Mangel an Unparteilichkeit 
auf. Man denke nur an die stillschweigende Übereinkunft mit dem Hause Habsburg aus dem 
vorletzten Jahrhundert, wonach die Randgebiete Böhmens durch planmäßige Katholisierung und 
Tschechisierung für „Preußen unverdaulich“ gemacht werden sollten. Das Mittel war die planmäßige 
Zuweisung fremdnationaler Geistlicher in rein deutsche Pfarrgemeinden. Die Leidtragenden waren die 
Sudetendeutschen, was leicht nachzuprüfen ist, denn ihr Schrifttum war bis 1938 voll von bitteren 
Klagen darüber. 


Plan der Seligsprechung 

Obwohl die Rolle Berans in der Sudetenfrage allgemein bekannt ist, strengen die 
tschechischen Katholiken ein Verfahren zu seiner Seligsprechung an. In tschechischen 
Kirchen liegen Gebetszettel für den Erfolg des Verfahrens aus. Die päpstliche Kommission 
muß vor der Seligsprechung prüfen, ob Berans Tugenden einen „heroischen Grad“ erreicht 
haben. Bei unvoreingenommener Beurteilung dürfte der Kardinal dieses Ziel verfehlen. Er hat 
gegenüber den Deutschen nicht nur die christlichen Prinzipien mißachtet, sondern ist 
mitverantwortlich für den entsetzlichen Schaden den die katholische Kirche in Böhmen erlitt. 
Nach der Vertreibung fehlten im Sudetenland drei Millionen Gläubige, 1.600 Priester und 
2.800 Klosterfrauen. Böhmen wurde dadurch zur religiösen Wüste. Dabei darf eigentlich 
nicht nur quantitativ argumentiert werden, denn der sudetendeutsche Katholizismus bestach 

auch qualitativ durch bewundernswerte Kirchentreue und tiefe 
Gläubigkeit. Bezeugt wird das beispielsweise in einen Bericht 
Kardinal Caspars nach Rom über eine Firmreise 1938 durch das 
Egerland. Darin heißt es: „Niemals werde ich Gott genug danken 
können für den Trost, mit dem er mich täglich erfüllt. Selbst in den 
Grenzgebieten zu Deutschland, wie gegenwärtig im Vikariat 
Karlsbad, sind wir täglich überall Zeugen eines wahren Siegeszuges 
der katholischen Kirche! Wie viel Tausende Deutsche haben in 
diesen Wochen das heilige Sakrament der Firmung empfangen! Und 
noch mehr: mit welch großer Andacht! Und es sind nicht nur 
Knaben und Mädchen, überall kommen auch Jungmänner und 
Jungfrauen, ja erwachsene Frauen und Männer.... “ 

Tschechische Kirchenmänner haben in der Sudetenfrage eine 
unerfreuliche Rolle gespielt. Gerade Kardinal Beran scheint für eine 
Seligsprechung keine guten Voraussetzungen mitzubringen. Der Vatikan sollte in dieser Frage 
auch die politische Seite bedenken. Stimmt er der Seligsprechung zu, könnte das als Billigung 
der in der damaligen CSR verübten Menschenrechtsverletzungen gedeutet werden. Das aber 
wäre ein schlechter Dank der Kirche an die große Zahl gläubiger und opferwilliger 
sudetendeutscher Vertriebener. Insofern war es auch eine ziemlich kurzsichtige Entscheidung 
der sudetendeutschen Priesterschaft, die Kollekte beim Hochamt am 62. Sudetendeutschen 
Tag ausgerechnet dem „Kardinal-Beran-Kindergarten“ in Pilsen zu widmen. (F.Volk) 



Denkmal für Beran in Prag 


Dr. Fritz Köllner vor 25 Jahren gestorben 

Dr. iur. Fritz Köllner wurde am 5. Mai 1904 in Karlsbad geboren. Er gehörte zum 
Kameradschaftsbund und wurde ein enger Mitarbeiter Henleins. Im Krieg diente er von 1940 bis 1945 
als Frontoffizier. 1955 aus tschechischer Haft entlassen, schloß er sich dem Witikobund an. Zuletzt 
wirkte er als Oberregierungsrat im Bayerischen Arbeitsministerium. Er starb am 8. November 1986 in 
Taufkirchen. 


17 



WitikoBrief 4/2011 


Seite 18 


November 2011 


-21 


Ein Hausbuch der deutschen Familie“ 


(von F. Volk) 


Vor rund 100 Jahren galt das Epos „Dreizehnlinden“ als „Hausbuch der deutschen Familie“. In den 
Schulen gehörte es bis kurz nach dem Zweiten Weltkrieg zum Lektürekanon. Sein Verfasser war der 
westfälische Arzt und Abgeordnete im Preußischen Landtag, Friedrich Wilhelm Weber (1813-1894). 
Die Erstauflage erschien 1878 in Paderborn bei Ferdinand Schöningh. Ihr folgten mehr als 200 (!) 

weitere Auflagen! Das Epos befaßt sich mit der nicht immer freiwilligen 
Christianisierung der Sachsen durch die Franken. Die Handlung ist 
ersonnen und spielt etwa in den Jahren 822/823. Ihr Held ist Elmar, ein 
junger Adliger, der zwischen Anpassung an das Neue und Festhalten am 
Erbe seiner Väter hin- und hergerissen ist. Die dadurch entstehenden 
Gewissensfragen ähneln meist denen, die auch in unserer Welt lauern, 
wodurch das Werk sehr aktuell und unterhaltsam ist. Von den drei im 
Epos angesprochenen Themen, Vaterland, Religion und Liebe, behandelt 
Weber besonders ersteres sehr überzeugend. Elmar besiegt schließlich 
seine Zweifel und wird Christ. Ausschlaggebend waren dafür die 
verständnisvolle Güte der Mönche des Klosters „Dreizehnlinden“ (das 
dem Buch den Namen gab), aber auch die Liebe zur (fränkischen) 
Jungfrau Hildegunde. Es umfasst 25 Gesänge und ist in Versform 
abgefaßt, wobei sich die vierfüßigen Trochäen im zweiten und vierten Vers reimen. Weber kann mit 
einfachen Wörtern bedeutende Wahrheiten ausdrücken, wobei Sprachwitz, feiner Humor und oft 
beißende Ironie nicht zu kurz kommen. 



Friedrich Wilhelm Weber 


Blütenlese aus: 

Friedrich Wilhelm Weber, Dreizehnlinden. 1878, 

Epos über den Widerstand der Sachsen gegen die Christianisierung 


Menschliche Schwächen: 

Wäre nicht der Neid der Götter, 
Menschen könnten glücklich werden; 
Wäre nicht der Haß der Menschen, 
O, es wäre schön auf Erden! 

Iß und beiß die Nebenesser, 

Ist der Grundsatz, den ich übe. 

Und ich lernt' ihn bei den Menschen, 
Und dort heißt er Nächstenliebe. 

Vor Gericht: 

Aachen? Nein! Verklagt die Krähe 
siebenfach am Kräh'ngerichte, 

Ihr erlangt ein Krähenurteil: 

Graf, verzeiht, wenn ich verzichte! 

In der Klosterschule 

Freiheit sei der Zweck des Zwanges, 

Wie man eine Rebe bindet, 

Daß sie, statt im Staub zu kriechen, 
Froh sich in die Lüfte windet. 


Denn gemächlich und ersprießlich 
Ist's, im Troß der Macht zu laufen, 
Immer nur durch offne Tore, 

Immer mit dem großen Haufen. 

Färbt sich rot die Spur des Bären, 
Wächst der Mut auch feigen Hunden: 
Neiding, du verhöhnst den Kranken 
Und entflohst vor dem Gesunden! 


Las ich doch im Runenbuche: 
"Schmeichelworte hörst du heute; 
Ladet morgen dich der Richter, 
Gibt dir niemand das Geleite. 


Auf den braunen Eichenbänken 
Saß die Brut der Sachsenrecken. 
Junge Bären; Riesenarbeit 
war's, sie bildend zu belecken. 
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Festbrauch: 

Drauf der Abt: "Die Schüsseln dampfen, 
tretet her zu euren Plätzen! 

Was der Kost an Würze mangelt, 

Mag der gute Met ersetzen." 

Vaterland: 

Meines Volkes Helden starben. 

Ein Geschlecht von feigen Zwergen 
Springt vergnügt am Gängelbande 
Seiner Büttel, fremder Schergen. 

Die beneid' ich, die im Glanze 
Deutscher Heldenzeit sich sonnten, 

Die mit Schwertern statt mit Worten 
Ihre Meinung sagen konnten. 

Von der Heimaterde scheiden, 

O, wohl ist es hart und herbe! 

Muß ich scheiden ohne Hoffnung, 
bin ich tot, bevor ich sterbe. 


An den Tischen auf der Tenne 
Saß das Volk bei Kraut und Schinken. 
"Iß und schweig" ist Bauernregel, 
und versäume nicht zu trinken 


Kärglich uns die Luft zu messen, 
Seid ihr krämerhaft geschäftig; 

Doch die breite Brust des Sachsen 
Atmen will sie voll und kräftig! 

Zwar die Menge grollt, sie hätte 
Lust zum Zausen und zum Zerren, 
Doch erschlafft auf ihren Höfen 
Dehnen sich die Edelherren. 

Trostlos ist es, für Geschwundnes, 
Hingegangnes streiten wollen: 

Hast Du Macht, den Strom zu hemmen 
und zum Quell zurückzurollen? 




Auch Amnesty. International geknebelt? 

Die Tschechen wissen, daß die Menschenrechtscharta der wirksamste Hebel der Sudetendeutschen 
gegen das ihnen zugefügte Unrecht ist. Daher hat ihr Staatspräsident Vaclav Klaus ein Junktim 
gefordert zwischen seiner Unterschrift unter den Lissabon-Vertrag und der Nichtanwendung der 
Menschenrechte in seinem Land. Die Zustimmung des Europaparlaments ist in Kürze zu erwarten. 
Nur wenig bekannt ist aber, daß sich die CR auch auf niedrigerer, sozusagen NGO-Ebene gegen die 
Menschenrechte abschottet. Das wurde erst jüngst wieder klar, als sich Freunde eines in der CR 
politisch Verfolgten, sein Name ist Jiri Fiala, hilfesuchend an die Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International wandten. Zu ihrer Überraschung wurde ihnen eröffnet, daß Amnesty für die CR 
nur ein begrenztes, ausgerechnet Menschenrechtsfragen ausschließendes Mandat habe! 
Sudetendeutsche wissen noch von früher, daß Hilfsgesuche Sudetendeutscher von Amnesty 
International Frankfurt nicht nur abgelehnt werden, sondern bei der Bearbeitung nicht einmal über die 
Volontärsebene hinauskommen. War man bisher geneigt, das unter „normale“ Diskriminierung 
Sudetendeutscher zu verbuchen, deutet der Fall Fiala jedoch auf eine umfassendere Strategie zum 
„Schutz“ vor den Menschenrechten hin. Er gibt aber auch einen Vorgeschmack auf die künftige 
Rechtlosigkeit der eigenen Bevölkerung, wenn das von Vaclav Klaus eingefädelte Junktim in Kraft 
tritt. 

Angesichts dieser Umstände ist es anmaßend, daß sich die CR, wie kürzlich geschehen, in den UN- 
Menschenrechtsrat wählen läßt und dort schwerpunktmäßig gegen Menschenrechtsverletzungen in der 
Karibik tätig sein möchte! 

Der einzige Trost für die Sudetendeutscher dabei ist, daß ihren Gegnern bei der Verteidigung ihrer 
Missetaten nur noch die unverblümte Rechtsverweigerung bleibt. 
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Meldunsen aus Polen 

Ausgang der Wahlen: 

Die letzte Wahl zum Sejm in Polen fand am 9.Oktober 2011 statt. Die deutsche Minderheit erhoffte sich 
drei Abgeordnetensitze, erreichte aber nur einen. Diesen hätte sie auch unabhängig vom Wahlergebnis 
bekommen. Bei den Regionalwahlen im Vorjahr holte das „ Wahlkomitee der deutschen Minderheit “ im 
Woiwodschaft Oppeln noch 18 Prozent; jetzt lediglich acht Prozent. Bei den Sejm-Wahlen sank die 
Stimmenzahl im Raum Oppeln seit 1991 um 100.000 Stimmen von 130.000 auf jetzt 28.014 Stimmen. 

Zwar könnte es sein, daß viele Deutsche für Ministerpräsident Tusk gestimmt haben, um Kaczsynski zu 
verhindern. Doch sehen die Verantwortlichen auch tieferliegende Gründe. So sei es noch immer nicht 
gelungen, deutschsprachige Schulen und Kindergärten zu gründen. Auch wurde der Wahlkampf auf 
Polnisch geführt, was eine wirkliche Identifikation erschwert hätte. 

Rückgabe an die Kirche 

Anfang März 2011 erklärte die zuständige staatliche Kommission Polens, dass der katholischen Kirche der 
von den Kommunisten enteignete Besitz zurückgegeben wird. Das sind 36 Millionen EURO und 65.000 
Hektar Land. Quelle: KURIER DER CHRISTLICHEN MITTE, April 2011 

Reizfigur Steinbach 

Polnische Medien sehen die Ära der BdV-Vor sitzenden Erika Steinbach vor einem baldigen Ende. Die 
konservative Zeitung "Rzeczpospolita" verwies auf die Ausstellung "Angekommen" über die Eingliederung 
der Vertriebenen in Deutschland. Sie wurde von Frau Steinbach in den Räumen des Deutschen 
Bundestages organisiert, von den deutschen Medien aber angeblich weitgehend ignoriert. Das zeige, dass 
Steinbach auf die Berliner Polen-Politik keinen Einfluss mehr habe. Ähnlich äußerten sich zuletzt 
zahlreiche andere polnische Medien. Frau Steinbach hat jedoch weiter die Unterstützung der BdV- 
Bundesversammlung, die bei ihrer letzten Zusammenkunft in Berlin wieder einen Gedenktag für die 
Vertreibungsopfer und eine Entschädigung für deutsche Zwangsarbeiter forderte. Letztere allerdings hatte 
ausgerechnet Innenminister Zimmermann (CSU) öffentlich abgelehnt, indem er behauptete, dabei handele 
es sich um ein „Massenschicksal“. 


Auszug aus Ernst Jüngers Tagebüchern: 

Über die Vertreibung 


"Kirchhorst, 11. Juni 1945 

Am Abend meldete der [britische] Rundfunk, daß die Austreibung der deutschen Bevölkerung aus 
dem Sudentenland im vollen Gange ist. Darunter sind ohne Zweifel Millionen Unschuldige, denen 
eines Tages ein Kläger erwachsen wird. Es gehörte bereits zu den Mißgriffen des Versailler Diktats, 
sie unter Fremdherrschaft zu stellen; jetzt sollen sie dafür büßen, daß sich das als 
unsinnig erwies. Unschuldig zahlen sie auch dafür, daß ein schlechter Anwalt sich 
ihrer gerechten Sache bemächtigte. Das weiß jeder, der diese Menschen kennt und 
die Art, in der sie unterdrückt wurden. Man hört auch hier von grauenhaften 
Ausmordungen. Flüchtlinge erzählen Einzelheiten, die alles unterbieten, was ich in 
unserer an solchen Schrecken doch überreichen Zeit seit 1917 vernommen habe, und 
die ich dem Papier nicht anvertraue, ja löschen möchte aus meinem Innersten. 

Ich nehme an, daß die große Mehrzahl der Tschechen sie mit ohnmächtigem Grauen 
betrachtet hat. Man weiß ja, eine wie kleine Schicht von Tätern in labilen Lagen zur Veranstaltung 
bestialischer Schauspiele genügt. Die Nachricht kam durch den Londoner Sender, dessen Empörung 
über die bei uns zulande begangenen Greuel ich während der letzten Jahre oftmals billigte. 

Was soll man aber von dem Behagen denken, das offenkundig über der Mitteilung dieser neuen 
Scheußlichkeiten waltete? Während die Stimme des feisten Frühstückers mir das Herz umdrehte, sah 
ich das namenlose Elend auf den Grenzstraßen. Ich möchte wohl wissen, was Männer, die ich achte, 
darüber denken, wie etwa Gide. Einäugige Humanität ist widriger als Barbarei. ..." 

(aus: Emst Jünger, Strahlungen III, Kirchhorster Blätter, Jahre der Okkupation, München 1966, S. 185 f., Zusender: Markwart Lindenthal) 
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Verheugen im ZdF bei Maybritt Illner am 9. Dezember 2010: 

EU ist „ Konstrukt , um Deutschland einzubinden " 

WortaufZeichnung aus dem Internet www.videogold. de : 

M.I.: Herr Verheugen, geht Jean-Claude Junker mit einer solchen Zurechtweisung der deutschen 
Kanzlerin und auch der deutschen Politik zu weit? Er ist eigentlich ein netter Zeitgenosse. Wie kommt 
er auf die Idee, plötzlich die Kanzlerin zu beleidigen. 

V.: Ich will mich nicht über die Wortwahl äußern, aber etwas über den Hintergrund sagen.Ich 

glaube, die Deutschen sehen nicht, wie die deutsche Politik im Augenblick bei allen unseren Partnern 
in Europa ankommt. Die deutsche Politik wird bei unseren Partnern in Europa als eigensüchtig, 
selbstsüchtig geradezu betrachtet. Und unsere Partner vermissen an Deutschland, daß wir ein Stück 
von der Solidarität zurückgeben, die wir über Jahrzehnte von ihnen erfahren haben. 

Wir sollten bitte nicht vergessen, dieses ganze Projekt Europäische Einheit ist wegen 
Deutschland notwendig geworden. Es geht immer darum, Deutschland einzubinden, damit es 

nicht zur Gefahr wird für andere.Ich kann Ihnen nach 10 Jahren Brüssel sagen, das spielt 

jeden Tag noch, jeden Tag noch, eine Rolle und die Art und Weise wie Deutschland in Europa 
auftritt, wird anders beurteilt, als die Art und Weise wie Luxemburg in Europa auftritt - und 
das aus guten Gründen. 


In Prag gegründet: 

„Plattform für das Gedächtnis und das Gewissen Europas 66 

Eine europaweite Plattform soll die Aufarbeitung der Geschichte der totalitären Diktaturen des 20. 
Jahrhunderts vorantreiben. Die Vertreter europäischer historischer Institute haben den Gründungs vertrag im 
Beisein der Ministerpräsidenten von Tschechien, Polen und Ungarn am Freitag in Prag unterzeichnet. Aus 
Deutschland reiste der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn, zu dem Festakt an. Am 
Mahnmal für die Opfer des Kommunismus auf der Prager Kleinseite legten die Unterzeichner einen Kranz 
nieder. „Die Erinnerung an die Menschheitsverbrechen des letzten Jahrhunderts wird auf eine neue Ebene 
gehoben“, sagte Hans Altendorf, der Direktor der Stasiakten-Behörde, in Prag der Nachrichtenagentur dpa. 
Die neue „Plattform für das Gedächtnis und das Gewissen Europas“ soll das Studium und die Aufarbeitung 
der totalitären Vergangenheit auf europäischer Ebene koordinieren. Die Plattform wird ihr Hauptbüro im 
Prager Institut für das Studium totalitärer Regime (IJSTR) haben. An ihrer Arbeit werden sich 19 
Institutionen aus 13 europäischen Ländern beteiligen. Eine Vertretung wird die Plattform auch in Brüssel 
haben. 

Anm.: Bleibt zu hoffen, dass die Vertreibung als Menschheitsverbrechen nicht ignoriert wird. 

„ Unsere Deutschen “ 

Am 29.Oktober weilte die Direktorin des Aussiger Collegium Bohemicum, Frau Blanka Mouralova, in 
Wiesbaden und sprach bei der Landeskulturtagung der hessischen SL über das Konzept ihres 

Museums, das der Geschichte der Deutschen in den böhmischen Ländern 
gewidmet wird. Die Planung wirkt professionell und verspricht einen 
interessanten Beitrag zum Verständnis der Thematik. Beifall erntete die 
Referentin für den Satz „ Man darfein Land nicht entvölkern, wenn man es 
danach nicht neu besiedeln kann “ Die Anregungen der Zuhörer bezogen sich 
vor allem auf die jüngere Vergangenheit. So vermisste man eine Darstellung 
der Konzentrationslager für Deutsche nach 1945 im Raume Aussig und eine 
Würdigung des sudetendeutschen Autonomie Wunsches vor 1938. Erfreulich 
auch, daß die Sudetendeutschen beim Vortrag nur selten als „unsere Deutschen“ bezeichnet wurden. 
Der Ausdruck geht auf Masaryk zurück und zeugte von einer gewissen Überheblichkeit, so als wären 
die Betroffenen nur Verfügungsmasse ohne Würde und Heimatrecht. Auch barg er möglicherweise die 
Gefahr, chauvinistische Handlungen psychologisch vorzubereiten. (F.V.) 



Blanka Mouralova zwischen 
Dr.Lippert (li) & M.Harzer 
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Die Piratenyartei - eine witikonische Erfolgsgeschichte? 

Welchen Zusammenhang es zwischen dem kometenhaften Aufstieg der Piraten (in bundesweiten 
Umfragen konstant bei sechs bis acht Prozent) und unserem Bund geben könnte, ist nicht sofort klar. 
In der FAZ war es aber nachzulesen. 

Das Blatt ließ am 24. September die Jungpolitikerin Julia Schramm veröffentlichen: „Warum ich 
Piratin bin“. Die 1985 geborene Berlinerin betreibt das Blog „Aus dem Leben in der Metamoderne“ 
auf juliaschramm.de und äußert sich auf mehr als einer halben Feuilletonseite über ihre Motive. Wir 
lesen, daß sie sich zunächst den Liberalen zuwandt hatte, da diese auf sie „freiheitlich wirkten“. 
Weiter heißt es: 

„So wurde ich Mitglied der JuLis und wählte 2005 die FDP. Aber nur dieses eine Mal. Denn bald 
schon setzte ich mich mit der Nachkriegs-FDP auseinander und merkte, daß die Deutschnationalen in 
die DNA der Pseudo-Liberalen eingebrannt sind - was sich ja in dem unsäglichen Europa-Kurs der 
letzten Zeit wieder deutlich zeigt. Da gab es Heinz Lange, der sich gegen die Ostverträge einsetzte und 
einem Verein Vorstand, der sich für das Deutschtum im Osten einsetzte.“ 

Nun, dieser Verein ist der Witikobund. Der 1914 im böhmischen Pölitz geborene Heinz Lange, der in 
Prag Rechts- und Staatswissenschaften studierte und später in der Industrie tätig war, gehörte von 
1954 bis 1975 für die FDP dem nordrhein-westfälischen Landtag an, zeitweise als 
Fraktionsvorsitzender. Von 1959 bis 1983 stand er unserem Bund vor. 

Aus der Bemerkung des Fräuleins Schramm spricht eine gehörige Portion Naivität, ist doch die 
nationale Tradition der FDP seit über vierzig Jahren nicht mehr erkennbar und ihr Europa-Kurs - gibt 
es den überhaupt? - alles andere als deutschen Interessen verpflichtet. (Höchstens die Initiative des 
tapferen Abgeordneten Frank Schäffler könnte daran etwas ändern.) Aber daß unser verdienstvoller 
und unvergessener früherer Vorsitzender heute noch eine solche Wirkung entfaltet und im Hintergrund 
einer neuen, erfolgreichen Partei steht, ist doch bemerkenswert. Hans-Ulrich Kopp 


Was Herr Westerwelle nicht geschafft hat 

Die Stadt Bad Homburg entwickelte 1991 aus der Patenschaft für die vertriebenen Marienbader eine 
Partnerschaft mit Marianske Lazne. Zwanzig Jahre danach gab es eine Jubiläumsfeier mit Besuch und 

Gegenbesuch. An der Reise nach Marienbad am 23. 

September 2011 beteiligte sich auch eine Gruppe Vertriebener. 
Ihnen gelang, was Außenminister Westerwelle und andere 
Politiker meist nicht schaffen. Sie erinnerten mit einer 
Kranzniederlegung und einer kurzen Ansprache an die 
deutsche Vergangenheit Marienbads. Ort des Gedenkens war 
das Grab des früheren sehr populären Bürgermeisters von 
Marienbad, Dr. Hans Turba (1866-1939). Der Höhepunkt der 
Begegnungsreise war die Enthüllung eines Straßenschildes an 
der künftigen „Bad Homburger Promenade“. Zum 
Reiseprogramm gehörte auch ein Besuch im Stift Tepl. Das Kloster war kultureller Mittelpunkt 
Westböhmens und Zentrum der Gegenreformation. Die Bibliothek hat nach 1945 schwere Verluste 
erlitten, doch mit über 100 000 Bänden, 800 Handschriften und 540 Wiegendrucke ist sie weiterhin 
sehr bedeutend. Die älteste Handschrift ist ein lateinischer Beichtspiegel mit einem altdeutschen Gebet 
aus dem 9. Jahrhundert. Ein besonderer Schatz ist der „Codex Teplensis", die erste Übersetzung des 
Neuen Testamentes ins Deutsche vor 1400. (F.V.) 



SHe gxgxmiüvitig# tfinatuzfoiwe faedwAt linkest fyiundwdit auf Ligwitum. 

( fPet&t (fMiweiim, CSU ) 
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Alfred Oberwandling / Hans Mirtes (Hrsg.): Unvergessene Heimat Sudetenland - 
Geschichte - Kultur - Wirtschaft - Recht - Vertreibung (1945/1946). 
Sudetendeutscher Mediendienst im Heimatkreis Mies-Pilsen e.V., Postfach 
127, 91542 Dinkelsbühl - Tel. 09851/53003, Fax 09851/53004 - Herausgabe 
2010, A3 Querformat, cellophanierter kartonierter Einband, 120 Seiten, 26 Karten 
und 38 Abbildungen, Rechtsgutachten Ermacora und Blumenwitz - keine 
Verzichtangebote an die CR, ISBN 978-3-9812414-4-0, Preis 35,00 € plus 
Versandkosten. 


Nemec, Mirek: Erziehung zum Staatsbürger? Deutsche Sekundarschulen in der Tschechoslowakei 
1918-1938. Klartext: Essen 2009. 434 Seiten. Veröffentlichungen zur Kultur und Geschichte im 
östlichen Europa Bd. 33. ISBN 978-3837500653, Preis: 49,95 €. 

Zu beziehen über Arbeitsgemeinschaft Sudetendeutscher Lehrer und Erzieher e.V., Dr. Hans Mirtes, 
Eggergasse 12, 84160 Frontenhausen, Tel. 08732/2680 oder e-mail: hans.mirtes@t-online.de. 

Diese Studie fragt nach der Rolle des deutschen Schulwesens in der 
Tschechoslowakei der Zwischenkriegszeit. Hätte es gelingen können, 
die Schule als Instrument staatlicher Integration einzusetzen und 
zugleich auf die Forderung der deutschen Bevölkerung nach einer 
eigenen Identität einzugehen? Obwohl die Ausbildung auf den höheren 
allgemeinbildenden Schulen im Kontext eines multinationalen Staates 
zweifellos von großer nationaler und politischer Brisanz war, ist ihre 
wissenschaftliche Erforschung bisher weitgehend vernachlässigt 
worden. 

Die Untersuchung rekonstruiert das Vorgehen der 
tschechoslowakischen Schulbehörden und die Reaktionsmuster 
deutschsprachiger Lehrer. Der Schulalltag mit den Lehrfächern 
Deutsch, Geschichte und Tschechisch als Fremdsprache rückt ins 
Zentrum. Zum ersten Mal werden Schuljahresberichte, Lehrbücher, 
Veröffentlichungen von Pädagogen und Lehrervereinen ebenso wie 
Memoiren systematisch ausgewertet. Schulfeierlichkeiten an 
deutschen Schulen werden unter die Lupe genommen und das 
Verbandswesen der Lehrerschaft analysiert. Lehrer und zahlreiche 
Schüler wurden nach ihren Erinnerungen befragt. Auf der 
Grundlage einer breiten Quellenbasis werden am Beispiel des 
Schulwesens die Chancen und Hindernisse für das historische Projekt einer multinationalen 
Tschechoslowakei ausgelotet. In diesem Zusammenhang kann die vorliegende Studie auch als eine 
Mentalitätsgeschichte der in der Ersten Tschechoslowakischen Republik lebenden Deutschen gelesen 
werden. 



\ 

Treffenstermine des Ortskreis München für 2012: Jeweils am letzten Mittwoch des Monats, Ausnahme: Im Mai: 
vorletzter Mittwoch! August und Dezember entfallen. Ort: Haus des Deutschen Ostens (HdO), Lilienberg 5, 
81669 München; Beginn jeweils 18.30 Uhr; Nachfragen unter 089-4308767. Raumplan: Raum 204 : 25.Jänner, 
29.Feber, 28.März, 25.April, 23.Mai, 27.Juni, 26.Sept., 28.November; Raum 217 : 25.Juli, 31.0ktob. 


Der Witikobrief wünscht seinen Lesern ein gesegnetes und friedvolles Weihnachtsfest 

sowie ein glückliches Jahr 2012! 
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